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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

BGB §§ 842, 843» SchwerheschädigtenG § 44
Der auf Grund von § 44 SchwbG zu gewährende Zusatzurlaub 
läßt sich nicht als gesetzlich pauschalierter Folgescha­
den einer die Schwerbehinderteneigenschaft begründenden 
Verletzung ansehen.
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 9. Oktober 1979 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Weber und die Richter Scheffen» 
Dr, Steffen, Dr. Kullmann und Dr. Deinhardt

für R e c h t  erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des 15. Zivilsenats in Kassel des Oberlandesge­
richts Frankfurt am Main vom 16. November 1978 
wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Revision fallen der Klägerin 
zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Arbeitnehmer B. der Klägerin erlitt am 2.
April 1974 bei einem von einem Versicherungsnehmer des 
beklagten Haftpflichtversicherers überwiegend verschul­
deten Verkehrsunfall erhebliche körperliche Verletzungen» 
die zu einem Dauerschaden und schließlich zu seiner Aner­
kennung als Schwerbehinderter im Sinne des Schwerbehinder­
tengesetzes (SchwbG) führten. Zwischen den Parteien be­
steht kein Streit darüber, daß die Beklagte den dem Ver­
letzten entstandenen Schaden zu 4/5 zu ersetzen hat. Die 
Beklagte weigert sich jedoch, der Klägerin diejenigen Be­
träge» die den Aufwendungen für den dem verletzten Arbeit­
nehmer gemäß § 44 SchwbG zu gewährenden Zusatzurlaub ent­
sprechen, zu erstatten.
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Das Landgericht hat die Klage, mit der die 
Klägerin Zahlung von 945,43 DM und die Feststellung 
künftiger gleichartiger Ersatzpflicht begehrte, ab­
gewiesen. Die Berufung der Klägerin ist erfolglos ge 
blieben. Mit ihrer (zugelassenen) Revision verfolgt 
diese ihren Anspruch weiter.

Entscheidungsgründe

I.

Das Berufungsgericht, das - von der Revision 
unangefochten - davon ausgeht, daß die Klägerin den 
geltend gemachten Anspruch nicht aus eigenem Recht 
herleitet, verneint das Bestehen einer gemäß § 4 des 
Lohnfortzahlungsgesetzes (LFZG) übergegangenen oder 
vom Verletzten abgetretenen Forderung. Es lehnt die 
Auffassung der Klägerin ab, der von ihr dem als Schwer­
beschädigten anerkannten Arbeitnehmer zu gewährende 
Sonderurlaub sei schadensrechtlich einem Arbeitsent­
gelt gleichzusetzen, und meint, Zweck dieses Urlaubs 
sei es, dem gesteigerten Erholungsbedürfnis Schwerbe­
schädigter pauschal Rechnung zu träger

II.

Dies hält im Ergebnis den Angriffe... der Revi­
sion stand.

Ob im Streitfall, wie die Revision meint, die 
Bestimmungen des Lohnfortzahlungsgesetzes zumindest
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analog heranzuziehen sind und die Klägerin sich auf 
einen Rechtsübergang entsprechend § 4 LF20 berufen oder 
ob sie sich allein auf die ihr von de® Verletzten ge­
währte Abtretung stützten kann, braucht nicht entschie­
den zu werden. Es fehlt nämlich bereits an einem dem 
Verletzten aufgrund der Inanspruchnahme des Zusatzur­
laubs entstandenen Schadensersatzanspruch, der auf die 
Klägerin hätte übergehen können.

1. Die Klägerin macht selbst nicht geltend, daß 
ihr Arbeitnehmer während der Zeit des von ihr bereits 
gewährten Zusatzurlaubs infolge der Unfallverletzungen 
arbeitsunfähig war; ein Schadensersatzanspruch aus die­
sem rechtlichen Gesichtspunkt (§ 842 BGB) scheidet da her­
aus. Sie behauptet auch nicht, während des Zusatzurlaubs 
habe ein feststellbares, medizinisch indiziertes Bedürf­
nis einer Erholungszeit von gerade 6 Tagen bestanden, 
ist vielmehr der Meinung, die gesetzliche Regelung in 
§ 44 SchwbG stelle eine bindende Vermutung zugunsten 
des Schwerbehinderten dar, die auch im Schadensrecht 
zu beachten sei.

Dem kann jedoch nicht gefolgt werden.

a) Das Schwerbehindertengesetz ist Ausdruck einer 
dem Sozialstaatgebot des Art. 20 GG entsprechenden Ziel­
setzung des Bundesgesetzgebers, für Ausgleich der sozialen 
Gegensätze und damit für eine gerechte Sozialordnung zu 
sorgen. Es ehfeiält vom Staat vorgeschrieD€me Leistungen 
an einen bestimmten Personenkreis entsprechend dem Grad 
seiner sozialen Schutzbedürftigkeit. Mit diesem Gesetz 
wird die Allgemeinheit verpflichtet, Lasten mitzunragen, 
die für den Einzelnen infolge von Unglücksfällen oder



aufgrund anderer Umstände entstanden sind und dessen 
dauernde Beeinträchtigung im sozialen Bereich bewir­
ken. Die Entwicklung des Schwerbehindertenrechts 
nach 1945 zeigt das Bestreben des Gesetzgebers, Per­
sonen mit erheblicher, in der Regel die Leistungsfä- 
higkeit einschränkender Beeinträchtigung ihres Gesund­
heitszustandes einen Ausgleich zu verschaffen, um der 
vorhandenen Behinderung zuzuschreibende geminderte 
berufliche Aussichten ebenso möglichst weitgehend zurück­
zudrängen wie Belastungen durch erhöhte Bedürfnisse zu 
mindern. Hatte das Schwerbeschädigtengesetz vom 16. Juni 
1953 (BGBl I S. 389 f) den geschützten Personenkreis 
im wesentlichen auf schwerbeschädigte Kriegsverletzte, 
Arbeitsopfer und politisch Verfolgte begrenzt und im 
übrigen nur blinde und gehörlose Arbeitnehmer einbezo­
gen (§ 1 dieses Gesetzes), so dehnt das Schwerbehinder­
tengesetz in der Fassung vom 29. April 1974 (BGBl 1 1006) 
sein Anwendungsgebiet auf alle Personen aus, die körper­
lich, geistig oder seelisch behindert und infolge ihrer 
Behinderung in ihrer Erwerbsfähigkeit nicht nur vorüber 
gehend um wenigstens 50 v.H. gemindert sind. Daß seitdem 
in den Schutzbereich des Schwerbehindertengesetzes auch 
Behinderte fallen, die ihre gesundheitliche Beeinträch­
tigung fahrlässig oder gar vorsätzlich selbst herbeige­
führt haben, macht deutlich, daß der Gesetzgeber, von 
dem noch das Schwerbeschädigtengesetz des Jahres 1953 
beherrschenden Grundgedanken abgerückt ist, daß der ge­
setzliche Schutz ”in erster Linie und ung echmälert den 
Menschen zugute kommen muß, die durch eine im Dienst 
für die Allgemeinheit erlittene gesundheitliche Schä­
digung in ihrer Erwerbstätigkeit gemindert sind” (so 
noch Bundestagsdrucksache 1/3430 S.20). Anstelle des



Gedankens eines Ausgleichs für erbrachte Opfer ist 
derjenige "einer umfassenden Rehabilitation aller Be­
hinderten" (so Bundestagsdrucksache VII/656 S.l) ge­
treten mit dem Ziel, den Behinderten wieder voll in 
den Arbeitsprozeß innerhalb der Gesellschaft einzu­
gliedern und ihm eine gesicherte soziale Stellung zu 
verschaffen« Weil diese Rehabilitation letztlich im 
Interesse der Allgemeinheit liegt, die anderenfalls 
die Last einer notwendigen Sozialhilfe zu tragen hätte, 
erscheint es gerechtfertigt, die Kosten der im Schwer­
behindertenrecht vorgesehenen Maßnahmen ohne Rücksicht 
auf die die Behinderung im einzelnen Fall herbeiführen­
den Ursachen auf die Allgemeinheit umzulegen. Die gleiche 
Erwägung liegt übrigens dem am 1. Oktober 1979 in Kraft 
getretenen Gesetz über die unentgeltliche Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr vom 
9. Juli 1979 (BGBl I S. 989 ff) zugrunde, da* einen 
Teil der Schwerbehinderten (vgl. Art. 1 Nr. 6 §§ 57 
und 58) besondere Vergünstigungen gewährt und die da­
durch entstehenden finanziellen Belastungen der Ver- 
kehrsuntemehmen auf Bund und Länder verteilt.

Der Zusatzurlaub, der gemäß § 44 SchwbG allen 
Schwerbehinderten zusteht und den bereits das Schwer­
beschädigtengesetz des Jahres 1953 (§ 33) erstmals ein­
heitlich für das gesamte Bundesgebiet - allerdings, wie 
gesagt, für einen damals noch engeren Personenkreis - 
eLngeführt hat, ist ein Teil der im Interesse der 
Förderung der Schwerbehinderten ergriffenen Maßnahmen. 
Auch er beruht auf der Überlegung, daß ein behinderter 
Arbeitnehmer seine Arbeitskraft schneller als ein Ge­
sunder verbraucht, daher sein Erholungsbedürfnis in aller 
Regel gesteigert ist. Der Zusatzurlaub dient dazu, die



- 7 -

verbliebene Arbeitskraft zu sichern und zu erhalten 
(vgl. Wilrodt/Neumann, Schwerbehindertengesetz 4.
Aufl. Anm. 6 zu § 44 und die dort angeführte Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts). Auf eine im 
konkreten Fall notwendige und medizinisch angezeigte 
Erholungsbedürftigkeit stellt das Gesetz nidit ab.
Es überläßt es vielmehr dem einzelnen Arbeitnehmer, 
den Zeitpunkt dieses Urlaubs zu wählen, und sieht 
auch keine Maßnahmen vor, die die zweckentsprechende 
Verwendung der zusätzlichen Urlaubstage sicherstellen. 
Unzutreffend ist daher die von der Klägerin in den Vor­
instanzen vertretene Auffassung, der Zusatzurlaub ent­
halte ein Arbeitsverbot; gerade daraus, daß dieser zu 
dem nach den allgemeinen Grundsätzen zu gewährenden 
Erholungsurlaub hinzutritt und nur gefordert werden 
kann, wenn ein Hauptanspruch auf Urlaub entstanden 
ist (Wilrodt/Neumann aaO Anm. 10 zu § 44 m.w.Nachw.), 
ergibt sich, daß es dem Berechtigten freisteht, auf 
den Zusatzurlaub zu verzichten oder ihn sogar verfal­
len zu lassen.

b) Diese Überlegungen machen deutlich, daß 
eine Verknüpfung der dem Zusatzurlaub nach § 44 SchwbG 
zugrundeliegenden sozialstaatlichen Zweckbestimmung mit 
privatrechtlichen Gedanken an eine im individuellen 
Fall dem Schadensverursacher zuzurechnende und von ihm 
zu tragende Schadensfolge nicht zu bejahen ist. Zum 
einen sprechen erhebliche Bedenken dagegens vom Schä^ 
diger Ersatzleistungen zu fordern, ohne die Frage der 
konkreten Notwendigkeit zu prüfen (vgl. hierzu Senats­
urteil vom 8. November 1977 - VI ZR 117/75 - VersR 
1978, 149). Zum anderen weisen die gesetzliche Regelung
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der Pflicht zur Beschäftigung von Schwerbehinderten 
(§ 4 ff SchwbG), insbesondere die dabei angeordnete 
Zahlung einer Ausgleichsabgabe für jeden bis zur Hö­
he der in § 4 festgesetzten Quote nicht mit einem 
Schwerbehinderten besetzten Arbeitsplatz darauf hin, 
daß die Vergünstigungen für Schwerbehinderte außer­
halb schadensrechtiicher Betrachtung zu bleiben ha­
ben, weil es sich dabei um soziale Leistungen han­
delt, die allein aufgrund eines objektiven Zustandes, 
nämlich der Eigenschaft als Schwerbehinderter, zu 
Lasten der Allgemeinheit ohne Rücksicht auf den Grund 
der körperlichen, geistigen oder seelischen Beein­
trächtigung gewährt werden. Letztlich spricht für 
diese Wertung, daß der Gesetzgeber eine dem § 4 LFZG 
entsprechende Regelung zugunsten der den Zusatzurlaub 
gewährenden Arbeitgeber nicht vorgesehen hat, obwohl 
nicht angenommen werden kann, daß er bei der Ausdehnung 
des Anwendungsbereiches~des Gesetzes an"die Möglichkeit der 
Verursachung einer Schwerbehinderung durch einen dafür 
haftenden Dritten nicht gedacht hätte.

2. Dem Arbeitgeber der Klägerin ist daher 
während der Zeit des von ihm in Anspruch genommenen 
Zusatzurlaubs kein von seiner Arbeitgeberin zunächst 
ausgeglichener Verdienstausfallschaden entstanden, 
für den er von der Beklagten Ersatz verlangen könnte.
Damit aber entfiel auch die Möglichkeit, einen solchen 
Anspruch an die Klägerin abzutreten.

Die vorstehenden Erwägungen stehen freilich 
nicht dem Recht des verletzten Arbeiters entgegen, 
von der Beklagten dann Schadensersatz für Verdienst­
ausfall zu fordern, wenn er etwa gezwungen ist, aus



medizinischen Gründen infolge der Unfallverletzung 
eine Kur durchzuführen. Diese Fallgestaltung ist 
nach den allgemeinen schadensrechtlichen Grundsätzen 
zu beurteilen; sie berührt die Regelungen des Schwer­
behindertengesetzes nicht, führt vor allem nicht zu 
einer Abrechnung des Zusatzurlaubs (§44 SchwbG) und 
zwingt auch nicht dazu, diesen Urlaub in der Zeit der 
notwendigen Kur zu nehmen.
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